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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
Gesetz zur Änderung des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
 
 
 
A Problem und Regelungsbedarf 
 
Zur Verbesserung der Mobilitätsangebote, insbesondere zur Förderung einer nachhaltigen 
und energie- und CO2-armen Mobilität kommt dem Carsharing eine wachsende Bedeutung zu. 
Im kommunalen Bereich besteht ein Interesse an einer Bevorrechtigung des Carsharing, ins-
besondere an der Zulassung von stationsgebundenem Carsharing im öffentlichen Straßen-
raum zur Vernetzung mit anderen Mobilitätsangeboten. Auch der Bundesrat hat sich mit einer 
Entschließung vom 7. Juli 2013 (BR-Drs. 553/13) für verbesserte Bedingungen für Carsharing-
Angebote durch gesetzliche Maßnahmen ausgesprochen. Mit dem Gesetz zur Bevorrechti-
gung des Carsharing (Carsharinggesetz – CsgG) vom 5. Juli 2017 (BGBl. I S. 2230) hat der 
Bund zu diesem Mobilitätsmodell Regelungen getroffen. Für die Sondernutzung öffentlichen 
Straßenraums durch stationsbasiertes Carsharing war der Bund aufgrund der verfassungs-
rechtlichen Kompetenzzuweisung auf Regelungen für die Ortsdurchfahrten von Bundesstra-
ßen beschränkt. Diese stellen aber nur einen sehr begrenzten Teil des für Carsharing-Statio-
nen in Betracht kommenden Straßennetzes dar. Praktisch relevant für stationsbasiertes Car-
sharing sind überwiegend die Gemeindestraßen sowie auch die Ortsdurchfahrten von Landes- 
und Kreisstraßen. Für diese Straßen nach Landesrecht besteht zwar grundsätzlich im Stra-
ßen- und Wegegesetz NRW ein Regelungsregime zur Regelung von Sondernutzungen des 
öffentlichen Straßenraums auch durch gewerbliche Nutzungen oder durch Erbringung von 
Dienstleistungen. Dennoch besteht ein besonderer Regelungsbedarf für die Zulassung des 
stationsbasierten Carsharing, um zum einen den Gemeinden ein auch im Sinne der EU-
Dienstleistungsrichtlinie 2006/123/EG rechtssicheres Verfahren zur Auswahl eines geeigneten 
Carsharing-Anbieters in möglichen Konkurrenzsituationen für dieselbe Straßenfläche anzubie-
ten. Darüber hinaus macht es Sinn, über die für die Entscheidung über eine Sondernutzung 
zulässigen Ermessenskriterien mit Bezug zur Straße für die Auswahl eines geeigneten Car-
sharing-Anbieters hinaus auch die Berücksichtigung von Umweltkriterien zuzulassen. Damit 
kann ein Beitrag zur Luftreinhaltung geleistet werden. 
 
Weiterer Regelungsbedarf besteht zur Vereinfachung und Beschleunigung von Planungs- und 
Genehmigungsverfahren. Hier bleiben die Regelungen im Straßen- und Wegegesetz NRW in 
einzelnen Bereichen hinter denen des Bundesfernstraßengesetzes zurück. So ermöglicht das 
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Bundesfernstraßengesetz in § 16 ein Absehen von der Linienbestimmung beim Bau von Orts-
umgehungen. In § 17e Absatz 2 ist festgelegt, dass Anfechtungsklagen gegen Vorhaben des 
vordringlichen Bedarfs keine aufschiebende Wirkung haben. 
 
 
B Lösung 
 
Das Straßen- und Wegegesetz wird um eine Vorschrift über die Sondernutzung durch  
stationsbasiertes Carsharing für Straßen nach Landesrecht ergänzt, die an § 5 des Carsha-
ringgesetzes des Bundes angelehnt ist und den Gemeinden ein zweistufiges Verfahren auf-
zeigt, wie sie geeignete Flächen für das stationsgebundene Carsharing bestimmen und diese 
Flächen in einem transparenten und diskriminierungsfreien Verfahren einem geeigneten Car-
sharing-Anbieter durch Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis zur Verfügung stellen kön-
nen. Der Kreis der zulässigen Ermessenskriterien für die Auswahl eines geeigneten Carsha-
ring-Anbieters wird erweitert auf umweltbezogene oder solche Kriterien, die an den Ausstoß 
straßenverkehrsbedingter Luftschadstoffe oder elektrische Antriebsarten anknüpfen. Für klei-
nere Gemeinden wird die Möglichkeit eröffnet, von den Verfahrensvorgaben auch abweichen 
zu können, wenn dies aufgrund besonderer örtlicher Umstände gerechtfertigt ist. 
 
Die Regelungen über die Linienabstimmung und -bestimmung werden an diejenigen des Bun-
desfernstraßengesetzes angepasst. Es wird eine Vorschrift eingefügt, nach der die Anfech-
tungsklage gegen einen Planfeststellungsbeschluss oder eine Plangenehmigung für ein Lan-
desstraßenvorhaben dann keine aufschiebende Wirkung hat, wenn das Vorhaben im Landes-
straßenbedarfsplan enthalten ist. 
 
 
C Alternativen 
 
Keine. 
 
 
D Kosten 
 
Im Hinblick auf das neu eingeführte Verfahren für die Erteilung von Sondernutzungserlaubnis-
sen für stationsbasiertes Carsharing kann bei den Landesbehörden (Bezirksregierungen) Auf-
wand im Rahmen der Rechtsaufsicht entstehen, der nicht bezifferbar ist. Durch den Wegfall 
der Linienabstimmung und -bestimmung bei Planungen von Ortsumgehungen und Rad-
schnellverbindungen des Landes kann andererseits bei den Bezirksregierungen auch Auf-
wand reduziert werden, der in der Höhe jedoch ebenfalls nicht bezifferbar ist. 
 
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium für Verkehr. Beteiligt sind das Ministerium der Finanzen, das 
Ministerium des Innern, das Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie, 
das Ministerium für Heimat Kommunales, Bau und Gleichstellung, das Ministerium der Justiz, 
das Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz. 
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F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und Ge-
meindeverbände 

 
Für den Fall der Vergabe öffentlicher Straßenflächen für stationsgebundenes Carsharing ent-
steht Aufwand für Schulungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie für Prozessanpas-
sungen der Erteilung der Sondernutzungserlaubnis an das vorgesehene wettbewerbliche 
transparente und diskriminierungsfreie Auswahlverfahren. Zu der Bearbeitung des Auswahl-
verfahrens kommt noch die Überwachung bereits geschlossener Sondernutzungsverträge  
oder erteilter Erlaubnisse. 
 
Es ist offen, wie viele Gemeinden in Nordrhein-Westfalen an wie vielen Flächen öffentlicher 
Straßen stationsgebundenes Carsharing werden ausweisen wollen, so dass eine seriöse Kos-
tenschätzung nicht möglich ist. Zur Abgeltung des Verwaltungsaufwands haben die Gemein-
den die Möglichkeit, durch Satzung festgelegte Verwaltungsgebühren für die Erteilung der 
Sondernutzungserlaubnis zu erheben. 
 
Für die Zurverfügungstellung der Straßenflächen können die Gemeinden außerdem aufgrund 
von Satzungen Sondernutzungsgebühren erheben. Diese Erträge können wegen der ge-
meindlichen Satzungshoheit und der jeweils nach den Umständen des Einzelfalls zu bemes-
senden Gebührenhöhe ebenfalls nicht geschätzt werden. 
Die neue Vorschrift räumt den Gemeinden jedoch lediglich die Möglichkeit ein, im Rahmen 
ihres Selbstverwaltungsrechts stationsbasiertes Carsharing auf öffentlichen Straßen zuzulas-
sen. Eine Verpflichtung besteht nicht. Das Konnexitätsprinzip gilt daher nicht, vgl. § 2 Absatz 1 
Satz 1 Konnexitätsausführungsgesetz NRW. 
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Für die Anbieter von Carsharing-Fahrzeugen entstehen im Rahmen der Sondernutzung des 
öffentlichen Straßenraums Kosten in Form von Sondernutzungsgebühren, bei deren Bemes-
sung die Auswirkung auf dem Gemeingebrauch und das wirtschaftliche Interesse an der zur 
Verfügung gestellten Fläche zu berücksichtigen sind (§ 19 Absatz 2 Satz 2 Straßen- und We-
gegesetz NRW). Wegen der kommunalen Satzungshoheit und weil der wirtschaftliche Vorteil 
abhängig von der Lage und Fläche sein wird, lassen sich diese Kosten nicht seriös schätzen.  
 
Für die privaten Haushalte entstehen durch den Gesetzentwurf keine Kosten. 
 
 
H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes 
 
Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und Männern. Die Wir-
kungen treten unabhängig vom Geschlecht der Betroffenen ein. Auswirkungen auf die unter-
schiedlichen Lebenssituationen von Frauen und Männern sind nicht zu erwarten. 
 
 
I Befristung 
 
Der Berichtsvorbehalt gemäß § 71 Satz 2 Straßen- und Wegegesetz ist mit Gesetz vom 
25. März 2015 (GV. NRW. S. 312) aufgehoben worden. Eine eigenständige Befristung der 
Neuregelungen, die sich in das bestehende Regelungsgefüge einpassen, ist nicht beabsich-
tigt. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-
stimmungen  

Gesetz zur Änderung des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein-

Westfalen 
 

  

Artikel 1 
 

Das Straßen- und Wegegesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. September 1995 
(GV. NRW. S. 1028, ber. 1996 S. 81, S. 141, 
S. 216 und S. 355, ber. 2007 S. 327), das 
zuletzt durch Artikel 27 des Gesetzes vom 
15. November 2016 (GV. NRW. S. 934) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen (StrWG NRW) 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt ge-
ändert: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Inhaltsverzeichnis 

Erster Teil 
Allgemeine Bestimmungen 

 
1. Abschnitt 

Grundsatzvorschriften 
 

§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Öffentliche Straßen 
§ 3 Einteilung der öffentlichen Straßen 
§ 4  Straßenverzeichnisse und Straßen-

nummern 
§ 5 Ortsdurchfahrten 
§ 6 Widmung 
§ 7 Einziehung, Teileinziehung 
§ 8 Umstufung 
§ 9 Straßenbaulast 
§ 9 a Hoheitsverwaltung, bautechnische 

Sicherheit 
 

2. Abschnitt 
Eigentum 

 
§ 10 Wechsel der Straßenbaulast 
§ 11 Eigentumserwerb 
§ 12 Rückübertragung von Eigentum- 

und Vorkaufsrecht 
§ 13 Grundbuchberichtigung und 

Vermessung 
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a) Nach der Angabe zu § 18 wird fol-
gende Angabe eingefügt: 

 
„§ 18a Sondernutzung durch sta-

tionsbasiertes Carsha-
ring“. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3. Abschnitt 
Gemeingebrauch, Sondernutzungen 

und sonstige Benutzung 
 

§ 14 Gemeingebrauch 
§ 14 a Straßenanliegergebrauch 
§ 15 Beschränkungen des Gemeinge-

brauchs 
§ 16 Vergütung von Mehrkosten 
§ 16 a Umleitungen 
§ 17 Verunreinigung, Abfall 
§ 18 Sondernutzungen 
 
 
 
 
 
§ 19 Sondernutzungen an Ortsdurchfahr-

ten und an Gemeindestraßen 
§ 19 a Sondernutzungsgebühren 
§ 20 Straßenanlieger, Zufahrten, Zu-

gänge 
§ 21 Besondere Veranstaltungen 
§ 22 Unerlaubte Benutzung einer Straße 
§ 23 Sonstige Benutzung 
§ 24 Enteignungsbeschränkung 
 

4. Abschnitt 
Anbau an Straßen und Schutzmaßnahmen 

 
§ 25 Bauliche Anlagen an Straßen 
§ 26 Entschädigung bei Anbaubeschrän-

kungen 
§ 27 Freihaltung der Sicht bei Kreuzun-

gen und Einmündungen 
§ 28 Anlagen der Außenwerbung 
§ 29 (weggefallen) 
§ 30 Schutzmaßnahmen 
§ 31 Schutzwald 
§ 32 Pflanzungen an Straßen 
 

5. Abschnitt 
Straßenkreuzungen, Kreuzungen mit Ge-

wässern 
 

§ 33 Kreuzungen und Einmündungen öf-
fentlicher Straßen 

§ 34 Kostentragung bei Kreuzungen öf-
fentlicher Straßen 

§ 35 Unterhaltung der Kreuzungen öffent-
licher Straßen 

§ 35 a Kostentragung bei Kreuzungen mit 
Gewässern 
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b) Nach der Angabe zu § 38 wird fol-
gende Angabe eingefügt: 

 
„§ 38a Rechtsbehelfe“. 

 

§ 35 b Unterhaltung der Kreuzungen mit 
Gewässern 

§ 36 Ermächtigung zu Rechtsverordnun-
gen 

6. Abschnitt 
Planung, Planfeststellung, 

Plangenehmigung und Enteignung 
 

§ 37 Planung und Linienabstimmung 
§ 37 a Vorarbeiten 
§ 37 b Planungsgebiete 
§ 38 Planfeststellung, Plangenehmigung 
 
 
 
§ 39 Behörden des Planfeststellungs- 

und Plangenehmigungsverfahrens 
§ 40 Veränderungssperre, Vorkaufsrecht 
§ 40 a Einstellung des Planfeststellungs-

verfahrens 
§ 41 Vorzeitige Besitzeinweisung 
§ 42 Enteignung, Entschädigungsansprü-

che 
 

Zweiter Teil 
Träger der Straßenbaulast für Landes-
straßen, Radschnellverbindungen des 

Landes und Kreisstraßen 
 

§ 43 Träger der Straßenbaulast 
§ 44 Träger der Straßenbaulast für Orts-

durchfahrten 
§ 45 Straßenbaulast Dritter 
§ 46 Unterhaltung von Straßenteilen bei 

fremder Baulast 
 

Dritter Teil 
Gemeindestraßen und sonstige öffentli-

che Straßen 
 

1. Abschnitt 
Gemeindestraßen 

 
§ 47 Straßenbaulast für Gemeindestra-

ßen 
§ 48 Beschränkt-öffentliche Gemein-

destraßen 
§ 49 Radverkehrsnetze 
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2. Abschnitt 
Sonstige öffentliche Straßen 

 
§ 50 Straßenbaulast für sonstige öffentli-

che Straßen und Wege 
§ 51 Anwendung von Vorschriften bei 

sonstigen öffentlichen Straßen 
 

3. Abschnitt 
 

§ 52 (weggefallen) 
 

Vierter Teil 
Aufsicht und Zuständigkeiten 

 
§ 53 Straßenaufsicht 
§ 54 Straßenaufsichtsbehörden 
§ 55 Bautechnische Regelungen 
§ 56 Straßenbaubehörden 
§ 57 (weggefallen) 
§ 58 weggefallen) 
 

Fünfter Teil 
Ordnungswidrigkeiten, 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
 

1. Abschnitt 
Ordnungswidrigkeiten 

 
§ 59 Ordnungswidrigkeiten 
 

2. Abschnitt 
Übergangsvorschriften 

 
§ 60 Vorhandene Straßen 
§ 61 (weggefallen) 
§ 62 (weggefallen) 
§ 63 Eigentum 
§ 64 Sondernutzungen 
§ 65 (weggefallen) 
§ 66 (weggefallen) 
§ 67 (weggefallen) 
 

3. Abschnitt 
Schlußvorschriften 

 
§ 68 (weggefallen) 
§ 69 (weggefallen) 
§ 70 Durchführungsvorschriften 
§ 71 Inkrafttreten 
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2. In § 12 Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe 

„504 bis 510, 513“ durch die Angabe 
„463 bis 469, 472“ ersetzt. 

 

 § 12 
Rückübertragung von Eigentum und Vor-

kaufsrecht 
 
(1) Bei Einziehung einer Straße kann der 
frühere Eigentümer, wenn das Eigentum 
nach § 10 Abs. 1 übergegangen war, inner-
halb eines Jahres verlangen, daß ihm das Ei-
gentum ohne Entschädigung zurückübertra-
gen wird. 
 
(2) Waren die für die eingezogene Straße in 
Anspruch genommenen Grundstücke außer-
halb eines Enteignungsverfahrens durch 
Vertrag erworben, so steht dem jeweiligen 
Eigentümer des durch den ursprünglichen 
Erwerb verkleinerten Grundstücks ein ge-
setzliches Vorkaufsrecht zu. Durch eine 
Rückübertragung des Eigentums nach Ab-
satz 1 wird dieses Vorkaufsrecht nicht be-
rührt. 
 
(3) Auf das Vorkaufsrecht (Absatz 2) sind die 
§§ 504 bis 510, 513, 1098 Abs. 2, 1099 bis 
1102 und 1103 Abs. 1 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs entsprechend anzuwenden. Das 
Vorkaufsrecht bedarf nicht der Eintragung in 
das Grundbuch. 
 

3. Nach § 18 wird folgender § 18a einge-
fügt: 

 
„§ 18a  

Sondernutzung durch stationsba-
siertes Carsharing 

 
(1) Unbeschadet der sonstigen straßen-
rechtlichen Bestimmungen zur Son-
dernutzung kann die Gemeinde zum 
Zwecke der Nutzung als Stellflächen für 
stationsbasierte Carsharingfahrzeuge 
dazu geeignete Flächen einer Orts-
durchfahrt einer Landes- oder Kreis-
straße oder geeignete Flächen einer 
Gemeindestraße bestimmen. § 2 Num-
mern 1, 2 und 4 sowie § 5 Absatz 1 
Satz 3 des Carsharinggesetzes vom 
5. Juli 2017 (BGBl. I S. 2230) gelten ent-
sprechend. Ist die Gemeinde in der 
Ortsdurchfahrt nicht Träger der Stra-
ßenbaulast, darf sie die Flächen nur mit 
Zustimmung der Straßenbaubehörde 
bestimmen. 
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(2) Die Flächen sind im Wege eines dis-
kriminierungsfreien und transparenten 
Auswahlverfahrens, das auch durch ein 
von der Gemeinde beliehenes kommu-
nales Unternehmen durchgeführt wer-
den darf, einem oder mehreren geeig-
neten und zuverlässigen Carsharing-
Anbietern durch Erteilung einer Son-
dernutzungserlaubnis für einen Zeit-
raum von längstens acht Jahren zur 
Verfügung zu stellen. Es ist im Auswahl-
verfahren festzulegen, wie verfahren 
wird, wenn pro Fläche mehr als ein Un-
ternehmen einen Antrag auf Sondernut-
zung stellt. § 5 Absatz 2 Satz 3 und 4 
und Absatz 6 Satz 5 des Carsharingge-
setzes gelten mit der Maßgabe entspre-
chend, dass sich Verweise auf das Ver-
waltungsverfahrensgesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen beziehen. § 18 
Absatz 1 Satz 4 und Absatz 2 bis 7, 
§ 19a Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 so-
wie § 22 gelten mit der Maßgabe ent-
sprechend, dass die Sondernutzungser-
laubnis nicht auf Widerruf erteilt werden 
darf. 
 
(3) Als Eignungskriterien für die Aus-
wahl der Carsharing-Anbieter kann die 
Gemeinde auch umweltbezogene oder 
solche Kriterien festlegen, die  
 
1. einer Verringerung des motorisier-

ten Individualverkehrs insbeson-
dere durch Vernetzung mit anderen 
Mobilitätsangeboten oder 

2. einer Entlastung von straßenver-
kehrsbedingten Luftschadstoffen, 
insbesondere durch das Vorhalten 
elektrisch betriebener Fahrzeuge 
im Sinne des Elektromobilitätsge-
setzes, 
besonders dienlich sind. 

 
Die Festlegung der Eignungskriterien 
kann auch durch Satzung erfolgen. 
 
(4) Das vorgesehene Auswahlverfahren 
ist öffentlich bekanntzumachen. Die Be-
kanntmachung muss alle für die Teil-
nahme an dem Auswahlverfahren erfor-
derlichen Informationen enthalten, ins-
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besondere über den vorgesehenen Ab-
lauf des Auswahlverfahrens, Anforde-
rungen an die Übermittlung von Unterla-
gen sowie die Eignungskriterien. Sie 
muss zudem die vorgesehene Dauer 
der Sondernutzung enthalten. Das Aus-
wahlverfahren ist von Beginn an fortlau-
fend zu dokumentieren. Alle wesentli-
chen Entscheidungen sind zu begrün-
den. Gemeinden mit nicht mehr als 
80 000 Einwohnerinnen und Einwoh-
nern können in ihrem Auswahlverfahren 
von einzelnen Anforderungen abwei-
chen, wenn dies aufgrund besonderer 
örtlicher Umstände gerechtfertigt ist. 
Die Gründe dafür sind aktenkundig zu 
machen.“ 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. In § 35a Absatz 2 Satz 1 wird die An-

gabe „§ 31 Wasserhaushaltsgesetz“ 
durch die Wörter „§ 67 des Wasser-
haushaltsgesetzes vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2771) geändert worden ist“ 
ersetzt. 

 

 § 35a 
Kostentragung bei Kreuzungen mit  

Gewässern 
 
(1) Werden Straßen neu angelegt oder aus-
gebaut und müssen dazu Kreuzungen mit 
Gewässern (Brücken oder Unterführungen) 
hergestellt oder bestehende Kreuzungen ge-
ändert werden, so hat der Träger der Stra-
ßenbaulast die dadurch entstehenden Kos-
ten zu tragen. Die Kreuzungsanlagen sind so 
auszuführen, daß unter Berücksichtigung 
der übersehbaren Entwicklung der wasser-
wirtschaftlichen Verhältnisse der Wasserab-
fluß nicht nachteilig beeinflußt wird. 
 
(2) Werden Gewässer ausgebaut (§ 31 Was-
serhaushaltsgesetz) und werden dazu Kreu-
zungen mit Straßen hergestellt oder beste-
hende Kreuzungen geändert, so hat der Trä-
ger des Ausbauvorhabens die dadurch ent-
stehenden Kosten zu tragen. Wird eine neue 
Kreuzung erforderlich, weil ein Gewässer 
hergestellt wird, so ist die übersehbare Ver-
kehrsentwicklung auf der Straße zu berück-
sichtigen. Wird die Herstellung oder Ände-
rung einer Kreuzung erforderlich, weil das 
Gewässer wesentlich umgestaltet wird, so 
sind die gegenwärtigen Verkehrsbedürfnisse 
zu berücksichtigen. Verlangt der Träger der 
Straßenbaulast weitergehende Änderungen, 
so hat er die Mehrkosten hierfür zu tragen. 
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(3) Wird eine Straße neu angelegt und wird 
gleichzeitig ein Gewässer hergestellt oder 
aus anderen als straßenbaulichen Gründen 
wesentlich umgestaltet, so daß eine neue 
Kreuzung entsteht, so haben der Träger der 
Straßenbaulast und der Unternehmer des 
Gewässerausbaus die Kosten der Kreuzung 
je zur Hälfte zu tragen. Gleichzeitigkeit im 
Sinne des Satzes 1 liegt vor, wenn baureife 
Pläne vorhanden sind, die eine gleichzeitige 
Baudurchführung ermöglichen. 
 
(4) Werden eine Straße und ein Gewässer 
gleichzeitig ausgebaut und wird infolge des-
sen eine bestehende Kreuzungsanlage ge-
ändert oder durch einen Neubau ersetzt, so 
haben der Träger des Gewässerausbaus 
und der Träger der Straßenbaulast die 
dadurch entstehenden Kosten für die Kreu-
zungsanlage in dem Verhältnis zu tragen, in 
dem die Kosten bei getrennter Durchführung 
der Maßnahme zueinander stehen würden. 
Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
(5) Kommt über die Kreuzungsmaßnahme  
oder ihre Kosten keine Einigung zustande, 
so ist darüber durch Planfeststellung oder 
Plangenehmigung zu entscheiden. 
 

5. § 37 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter  
„, Radschnellverbindungen des 
Landes“ gestrichen. 

bb) Nach Satz 1 werden folgende 
Sätze eingefügt: 

 § 37 
Planung und Linienbestimmung 

 
(1) Bei Planungen, welche den Bau neuer  
oder die wesentliche Änderung bestehender 
Landesstraßen, Radschnellverbindungen 
des Landes, Kreisstraßen und Gemein-
destraßen im Sinne von § 3 Absatz 4 Satz 2 
Nummer 1 betreffen, sind die Grundsätze 
und Ziele der Raumordnung und Landespla-
nung unbeschadet sonstiger Erfordernisse 
nach anderen gesetzlichen Vorschriften zu 
beachten. Die öffentlichen und privaten Be-
lange sind gemäß dem Stand der Planung 
gegeneinander und untereinander abzuwä-
gen. 
 
(2) Dem Bau oder der wesentlichen Ände-
rung bestehender Landesstraßen, Rad-
schnellverbindungen des Landes und Kreis-
straßen geht die Abstimmung des grundsätz-
lichen Verlaufs, der Streckencharakteristik 
und der Netzverknüpfung voraus. Die Linien-
abstimmung erfolgt in einem Verfahren, an 
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 „Dies gilt nicht für den Bau von 
Ortsumgehungen. Eine Orts-
umgehung ist der Teil einer 
Landesstraße oder Kreis-
straße, die der Beseitigung ei-
ner Ortsdurchfahrt dient.“  

cc) Im neuen Satz 4 werden die 
Wörter „und Radschnellverbin-
dungen des Landes“ gestri-
chen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
dd) Der neue Satz 7 wird aufgeho-

ben. 
 

dem die Träger öffentlicher Belange, Bürge-
rinnen und Bürger sowie bei Landesstraßen 
und Radschnellverbindungen des Landes 
der Regionalrat zu beteiligen sind. Soweit für 
den Bau oder die Änderung/Erweiterung ei-
ner Straße nach § 1 in Verbindung mit An-
lage 1 Nummer 5 bis 8 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung im Lande 
Nordrhein-Westfalen vom 29. April 1992 
(GV. NRW. S. 175), das zuletzt durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 16. März 2010 (GV. 
NRW. S. 185) geändert worden ist, eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung oder eine Vor-
prüfung des Einzelfalls durchzuführen ist, ist 
diese nach dem Stand der Planung durchzu-
führen. Die Umweltverträglichkeitsprüfung 
sowie die Vorprüfung des Einzelfalles müs-
sen den Anforderungen des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung im Lande 
Nordrhein-Westfalen NW entsprechen. Die 
Sätze 3 und 4 gelten nicht für den Bau von 
Ortsumgehungen. Die Beteiligung der Trä-
ger öffentlicher Belange und der Bürgerinnen 
und Bürger ist innerhalb von vier Monaten 
nach Ablauf der Auslegungsfrist nach Absatz 
4 Satz 2 abzuschließen. 
 
 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„und Radschnellverbindungen 
des Landes“ gestrichen. 

 
bb) In Satz 3 werden die Wörter 

„die Planung und“ gestrichen 
und nach dem Wort „Ministeri-
ums“ die Wörter „die Planung 
und“ eingefügt. 

 

 (3) Die Linienabstimmung für Landesstraßen 
und Radschnellverbindungen des Landes 
führen der Landesbetrieb Straßenbau und 
die Bezirksregierungen durch. Der Bezirks-
regierung obliegt dabei die Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange und des Regio-
nalrates. Nach Abschluss des Abstimmungs-
verfahrens bestimmt sie die Planung und mit 
Zustimmung des für das Straßenwesen zu-
ständigen Ministeriums die Linienführung. 
Die Zustimmung ist innerhalb von zwei Mo-
naten nach Abschluss des Linienbestim-
mungsverfahrens einzuholen. 
 
(4) Die Planung und Linienabstimmung für 
Kreisstraßen obliegt dem Träger der Stra-
ßenbaulast. Eine Linienbestimmung findet 
nicht statt. Bei Meinungsverschiedenheiten 
von Behörden bei der Planung von Kreisstra-
ßen entscheidet das für das Straßenwesen 
zuständige Ministerium im Benehmen mit 
den obersten Bundes- und im Einvernehmen 
mit den obersten Landesbehörden, deren 
Belange durch die Planung berührt sind. Der 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=12066&vd_back=N185&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=12066&vd_back=N185&sg=0&menu=1
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Beginn und das Ende des Planungsverfah-
rens sind der obersten Straßenbaubehörde 
anzuzeigen. 
 

 
c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

aa) In Satz 8 werden die Wörter 
„und Radschnellverbindungen 
des Landes“ gestrichen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
bb) In Satz 10 werden die Wörter 

„Art. 2 des Gesetzes vom 
29. Januar 2013 (GV. NRW. 
S. 33)“ durch die Wörter „Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 

 (5) Zur Beteiligung der Bürgerinnen und Bür-
ger an der Planung soll allen, deren Belange 
von der Planung berührt sein können, sowie 
anerkannten Naturschutzvereinigungen im 
Sinne des § 66 Absatz 1 des Landesnatur-
schutzgesetzes vom 21. Juli 2000 (GV. 
NRW. S. 568), das durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 15. November 2016 (GV. NRW. 
S. 934) neu gefasst worden ist, Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben werden. Hierzu 
sind die Planungsentwürfe in den berührten 
Gemeinden nach vorheriger ortsüblicher Be-
kanntmachung einen Monat öffentlich auszu-
legen. Soweit verschiedene Lösungen in Be-
tracht kommen, sollen diese aufgezeigt wer-
den. Stellungnahmen können bis zu zwei 
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist er-
folgen. Danach soll die Gemeinde unter Be-
teiligung des Trägers der Straßenbaulast 
Gelegenheit zur Erläuterung und Erörterung 
der Planung geben. Bei Abgabe ihrer eige-
nen Stellungnahme unterrichtet die Ge-
meinde den Träger der Straßenbaulast über 
die vorgebrachten Bedenken und Anregun-
gen; sie soll dabei auch auf die Bedenken 
und Anregungen eingehen. Das Ergebnis 
der Bürgerbeteiligung ist in die Abwägung 
der Belange bei der Linienbestimmung bzw. 
bei der Bestimmung der Planung und Linien-
führung einzubeziehen. Die Öffentlichkeit ist 
über die abgestimmte, bei Landesstraßen 
und Radschnellverbindungen des Landes 
bestimmte Planung durch ortsübliche Be-
kanntmachung zu unterrichten. Rechtsan-
sprüche werden durch die Einbeziehung der 
Öffentlichkeit nicht begründet; die Verfol-
gung von Rechten im nachfolgenden Zulas-
sungsverfahren bleibt unberührt. Von der 
Beteiligung an der Planung kann abgesehen 
werden, wenn ein vorbereitender Bauleitplan 
oder ein genehmigter Braunkohlenplan (§ 26 
Landesplanungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. Mai 2005 (GV. 
NRW. S. 430), das zuletzt durch Art. 2 des 
Gesetzes vom 29. Januar 2013 (GV. NRW. 
S. 33) geändert worden ist) die Planung be-
reits enthält. 
 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2553&vd_back=N568&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2553&vd_back=N568&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15955&vd_back=N934&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15955&vd_back=N934&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3758&vd_back=N430&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3758&vd_back=N430&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13718&vd_back=N33&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13718&vd_back=N33&sg=0&menu=1
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25. Oktober 2016 (GV. NRW. 
S. 868)“ ersetzt. 

 

 

d) In Absatz 6 Satz 1 werden die Wör-
ter „und Radschnellverbindungen 
des Landes“ gestrichen. 

 

 (6) Die abgestimmte, bei Landesstraßen und 
Radschnellverbindungen des Landes be-
stimmte Planung ist im Flächennutzungsplan 
zu vermerken. Soweit sie von mindestens re-
gionaler Bedeutung ist, ist die Planung im 
Regionalplan darzustellen. Die rechtsver-
bindliche Entscheidung über die Planung er-
folgt erst durch die Feststellung des Planes 
(Planfeststellungsbeschluss) oder durch Er-
teilung der Plangenehmigung oder einen die 
Planfeststellung ersetzenden Bebauungs-
plan. 
 
(7) Bei Planungen, welche die Änderung be-
stehender oder den Bau neuer Landesstra-
ßen, Radschnellverbindungen des Landes 
und Kreisstraßen zur Folge haben können, 
hat die planende Behörde den Träger der 
Straßenbaulast unbeschadet weitergehen-
der gesetzlicher Vorschriften rechtzeitig zu 
beteiligen. Bei den übrigen Straßen und We-
gen ist die Straßenbaubehörde rechtzeitig zu 
beteiligen. 
 

6. § 38 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 38 
Planfeststellung, Plangenehmigung 

 
(1) Landesstraßen und Kreisstraßen dürfen 
nur gebaut oder geändert werden, wenn der 
Plan vorher festgestellt ist. Gleiches gilt für 
Radschnellverbindungen des Landes und 
Gemeindestraßen, sofern für diese eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung durchzuführen 
ist. Bei der Planfeststellung sind die von dem 
Vorhaben berührten öffentlichen und priva-
ten Belange einschließlich der Umweltver-
träglichkeitsprüfung im Rahmen der Abwä-
gung zu berücksichtigen. Im Planfeststel-
lungsverfahren ist über die Kosten zu ent-
scheiden, die die am Verfahren Beteiligten 
zu tragen haben. Es gelten die §§ 72 bis 78 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen, soweit nicht in 
diesem Gesetz etwas anderes bestimmt ist. 
 
(2) Soweit für den Bau, die Änderung oder 
die Erweiterung einer Straße nach § 1 in Ver-
bindung mit Anlage 1 Nummer 5 bis 8 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung im Lande Nordrhein-Westfalen eine 
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a) In Absatz 4 Satz 2 werden die An-
gabe „§ 17“ durch die Angabe 
„§ 50“ ersetzt und nach der Angabe 
„(BGBl. I S. 94)“ die Wörter „das zu-
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 8. September 2017 (BGBl. I. S. 
3370) geändert worden ist“ einge-
fügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Umweltverträglichkeitsprüfung oder eine 
Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen ist, 
muss die Durchführung den Anforderungen 
des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung im Lande Nordrhein-Westfalen 
entsprechen. Soweit bereits eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung im Rahmen der Linien-
abstimmung erfolgt ist, soll die Prüfung der 
Umweltverträglichkeit auf zusätzliche oder 
andere erhebliche Umweltauswirkungen des 
Vorhabens beschränkt werden. 
 
(3) Planfeststellung und Plangenehmigung 
entfallen in Fällen von unwesentlicher Be-
deutung im Sinne von § 74 Absatz 7 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen. Die Entscheidung 
hierüber trifft der Träger der Straßenbaulast. 
 
(4) Bebauungspläne nach § 9 des Bauge-
setzbuches ersetzen die Planfeststellung. 
Für den Bau und für die wesentliche Ände-
rung vorhandener Straßen ist die Umweltver-
träglichkeit zu prüfen; § 17 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. 
Februar 2010 (BGBl I S. 94) ist anzuwenden. 
Wird eine Ergänzung notwendig oder soll 
von Festsetzungen des Bebauungsplans ab-
gewichen werden, so ist die Planfeststellung 
insoweit zusätzlich durchzuführen. In diesen 
Fällen gelten die §§ 40, 43 Absatz 1, 2, 4 und 
5 sowie § 44 Absatz 1 bis 4 des Baugesetz-
buches. 
 
(5) Für den Bau oder die Änderung von Ge-
meindestraßen im Außenbereich (§ 35 des 
Baugesetzbuches) und von Radschnellver-
bindungen des Landes, für die keine Um-
weltverträglichkeitsprüfung durchzuführen 
ist, ist die Planfeststellung oder Plangeneh-
migung zulässig. 
 
(6) Die der Sicherheit und Ordnung dienen-
den Anlagen an Landesstraßen und Kreis-
straßen, wie Polizeistationen, Einrichtungen 
der Unfallhilfe und der Verkehrsüberwa-
chung, können, wenn sie eine unmittelbare 
Zufahrt zu diesen Straßen haben, zur Fest-
setzung der Flächen in die Planfeststellung 
oder Plangenehmigung einbezogen werden. 
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b) In Absatz 7 Satz 1 wird die Angabe 

„§ 9“ durch die Angabe „§ 18“ er-
setzt. 

 

(7) Bei der Änderung einer Landesstraße, 
Radschnellverbindung des Landes, Kreis-
straße oder Gemeindestraße kann von einer 
förmlichen Erörterung im Sinne von § 73 Ab-
satz 6 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen und von 
§ 9 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung abgesehen werden. Vor 
dem Abschluss des Planfeststellungsverfah-
rens ist denjenigen, die rechtzeitig Einwen-
dungen erhoben haben, Gelegenheit zur Äu-
ßerung innerhalb eines Monats zu geben. 
 
(8) Die Planfeststellungsbehörde kann den 
Plan auf begründeten Antrag des Trägers 
der Straßenbaulast um höchstens fünf Jahre 
verlängern, bevor er nach § 75 Absatz 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen außer Kraft tritt. 
Vor der Entscheidung ist eine auf den Antrag 
begrenzte Anhörung nach dem für die Plan-
feststellung vorgeschriebenen Verfahren 
durchzuführen. Für die Zustellung und Aus-
legung sowie die Anfechtung der Entschei-
dung über die Verlängerung sind die Bestim-
mungen über den Planfeststellungsbe-
schluss entsprechend anzuwenden. 
 

7. Nach § 38 wird folgender § 38a einge-
fügt: 

 
„§ 38a 

Rechtsbehelfe 
 
Die Anfechtungsklage gegen einen 
Planfeststellungsbeschluss oder eine 
Plangenehmigung für den Bau oder die 
Änderung von Landesstraßen, die in der 
Anlage zu § 1 Absatz 1 des Landesstra-
ßenausbaugesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. April 1993 
(GV. NRW. S. 297), das zuletzt durch 
Gesetz vom 12. Dezember 2006 (GV. 
NRW. 2007 S. 92) geändert worden ist 
(Landesstraßenbedarfsplan), aufge-
führt sind, hat keine aufschiebende Wir-
kung.“ 
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8. In § 50 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe 

„Abs. 5“ durch die Angabe „Absatz 7“ er-
setzt. 

 

 § 50 
Straßenbaulast für sonstige öffentliche 

Straßen und Wege 
 
(1) Der Träger der Straßenbaulast für die 
sonstigen öffentlichen Straßen und Wege 
wird in der Widmungsverfügung (§ 6 Abs. 1 
bis 3) bestimmt. § 6 Abs. 5 bleibt unberührt. 
(2) Die Straßenbaulast beschränkt sich auf 
die Unterhaltung der Straßen und Wege in 
dem Umfang, in dem sie bei ihrer Errichtung 
bestimmt war, sofern die Widmung nichts an-
deres bestimmt oder nicht weitergehende öf-
fentlich-rechtliche Verpflichtungen bestehen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
9. In § 59 Absatz 1 Nummer 3 wird die An-

gabe „Abs. 4“ durch die Wörter „Absatz 
4 oder § 18a Absatz 2 Satz 3 in Verbin-
dung mit § 18 Absatz 4“ ersetzt. 

 

 § 59 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 
 
1. entgegen§ 18 Abs. 1 eine Straße über 

den Gemeingebrauch hinaus ohne Er-
laubnis benutzt, 

2. nach § 18 Abs. 2 erteilten vollziehbaren 
Auflagen nicht nachkommt, 

3. entgegen § 18 Abs. 4 
 

a) Anlagen nicht vorschriftsmäßig er-
richtet oder unterhält oder 

b) auf vollziehbares Verlangen der zu-
ständigen Behörde Anlagen nicht 
entfernt oder den benutzten Stra-
ßenteil nicht in einen ordnungsge-
mäßen Zustand versetzt, 

 
4. entgegen § 20 Abs. 1 in Verbindung mit 

§ 18 Abs. 1 Zufahrten oder Zugänge 
ohne Erlaubnis anlegt oder ändert, 

5. entgegen § 20 Abs. 4 in Verbindung mit 
§ 18 Abs. 4 Zufahrten oder Zugänge 
nicht vorschriftsmäßig unterhält, 

6. einer nach § 20 Abs. 7 ergangenen voll-
ziehbaren Anordnung nicht nachkommt, 

7. ohne die gemäß § 25 erforderliche Zu-
stimmung oder Genehmigung der Stra-
ßenbaubehörde bauliche Anlagen er-
richtet oder über Zufahrten oder Zu-
gänge an Landesstraßen, Radschnell-
verbindungen des Landes oder Kreis-
straßen unmittelbar oder mittelbar an-
schließt, 
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8. Bedingungen oder vollziehbaren Aufla-
gen gemäß § 25 Abs. 2, auch in Verbin-
dung mit § 25 Abs. 4, oder gemäß § 28 
Abs. 1 nicht nachkommt, unter denen 
einem Vorhaben zugestimmt oder eine 
Ausnahme vom Verbot des § 28 Abs. 1 
zugelassen wurde, 

9. Anlagen der Außenwerbung entgegen 
§ 28 Abs. 1, auch in Verbindung mit 
§ 25 oder § 27 errichtet oder entgegen 
§ 28 Abs. 2 an oder auf Brücken an-
bringt oder aufstellt, 

10. entgegen § 30 Abs. 1 die notwendigen 
Einrichtungen nicht duldet oder entge-
gen § 30 Abs. 2 Satz 1 Anpflanzungen 
oder Einrichtungen, die die Verkehrssi-
cherheit beeinträchtigen, anlegt oder 
entgegen § 30 Abs. 2 Satz 2 ihre Besei-
tigung nicht duldet, 

11. entgegen § 31 Abs. 3 Schutzwald nicht 
erhält oder nicht den Schutzzwecken 
entsprechend bewirtschaftet, 

12. entgegen § 37a Abs. 1 Satz 1 Vorarbei-
ten oder die vorübergehende Anbrin-
gung von Markierungszeichen nicht dul-
det, 

13. entgegen § 40 Abs. 1 auf den von dem 
Plan betroffenen Flächen oder in dem 
nach § 37b festgelegten Planungsge-
biet Veränderungen vornimmt. 

 
(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 
Nrn. 1 bis 6 und 10 bis 12 können mit einer 
Geldbuße bis zu tausend Euro, Ordnungs-
widrigkeiten nach Absatz 1 Nrn. 7 bis 9 und 
13 mit einer Geldbuße bis zu zehntausend 
Euro geahndet werden. 
 

Artikel 2 
 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. 
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Begründung 
 
A Allgemeiner Teil 
 
Zur Verbesserung der Mobilitätsangebote, insbesondere zur Förderung einer nachhaltigen 
umwelt- und energie- und CO2-armen Mobilität kommt dem Carsharing eine wachsende Be-
deutung zu. Gerade in innerstädtischen Quartieren kann neben einer Verringerung des moto-
risierten Individualverkehrs zudem eine Reduzierung des Flächenbedarfs für das Parken und 
damit eine qualitative Verbesserung des Wohnumfelds erreicht werden. Im kommunalen Be-
reich besteht daher ein Interesse an einer Bevorrechtigung des Carsharing aus nicht ord-
nungsrechtlichen Gründen, insbesondere an der Möglichkeit der Vernetzung stationsgebun-
dener Carsharing-Angebote mit anderen Mobilitätsangeboten an Mobilstationen.  
Der Bundesrat hat am 7. Juli 2013 eine Entschließung für verbesserte Bedingungen für das 
Angebot von Carsharing durch gesetzliche Maßnahmen gefasst (BR-Drs. 553/13). Mit dem 
Gesetz zur Bevorrechtigung des Carsharing (Carsharinggesetz – CsgG) vom 5. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2230) hat der Bund Regelungen erlassen, die sowohl straßenverkehrsrechtliche 
Möglichkeiten der Bevorzugung des Carsharing – etwa durch Parkermäßigungen – als auch 
die straßenrechtliche Möglichkeit schaffen, exklusiv Straßenflächen zur Sondernutzung durch 
stationsbasiertes Carsharing auszuweisen. Aufgrund der verfassungsrechtlichen Kompetenz-
zuweisung konnte der Bund die straßenrechtliche Sondernutzung nur für die Ortsdurchfahrten 
der Bundesstraßen regeln. Diese stellen aber nur einen sehr begrenzten Teil des für Carsha-
ring-Stationen in Frage kommenden Straßennetzes dar. Praktisch relevant für stationsbasierte 
Carsharing-Angebote sind überwiegend die Gemeindestraßen und die Ortsdurchfahrten der 
Landes- und Kreisstraßen. 
Für die Sondernutzung des öffentlichen Straßenraums soll daher auch für diese Straßen nach 
Landesrecht mit einem neuen § 18a im Straßen- und Wegegesetz eine Regelung geschaffen 
werden, nach der die Gemeinde für die Nutzung durch stationsgebundenes Carsharing geeig-
nete Flächen auswählen und diese in einem transparenten und diskriminierungsfreien Verfah-
ren einem oder mehreren Carsharing-Anbietern durch Erteilung einer Sondernutzungserlaub-
nis zur Verfügung stellen kann. 
Zwar besteht mit § 18 und der Satzungsermächtigung nach § 19 bereits ein flexibles Rege-
lungsregime zur Regelung von Sondernutzungen des öffentlichen Straßenraums auch durch 
gewerbliche Nutzungen bzw. Erbringung von Dienstleistungen. Dennoch besteht ein beson-
derer Regelungsbedarf für das stationsbasierte Carsharing. Zum einen soll klargestellt wer-
den, dass ein solches Modell überhaupt eine straßenrechtliche Sondernutzung darstellt und 
durch Sondernutzungserlaubnis geregelt werden kann, was längere Zeit umstritten war. Den 
Gemeinden wird ein rechtssicheres und den Anforderungen der EU-Dienstleistungsrichtlinie 
2006/123/EG genügendes Verfahren beschrieben, wie sie in möglichen Konkurrenzsituatio-
nen für dieselbe Straßenfläche einen Anbieter auswählen kann. Zum anderen sollen entgegen 
des von der Rechtsprechung entwickelten Grundsatzes, dass bei der Entscheidung über eine 
Sondernutzungserlaubnis nur straßenbezogene Ermessenskriterien zulässig sind, bei der Er-
messensausübung für die Auswahl eines geeigneten Carsharing-Anbieters auch weitere um-
welt- und klimabezogene Kriterien herangezogen werden dürfen. Das dient der besseren Ver-
wirklichung der Zielsetzung der Zulassung von Carsharing-Angeboten. 
 
Weitere Regelungen des Gesetzentwurfs dienen der Planungsvereinfachung und -beschleu-
nigung: Beim Bau von Radschnellverbindungen des Landes und beim Bau von Ortsumgehun-
gen im Zuge von Landes- und Kreisstraßen soll auf eine förmliche Linienbestimmung und Li-
nienabstimmung verzichtet werden. Mit einem neuen § 38a wird festgelegt, dass Klagen gegen 
die Zulassung von Landesstraßenvorhaben, die im Landesstraßenbedarfsplan aufgeführt 
sind, keine aufschiebende Wirkung haben. 
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B Besonderer Teil 
 
Zu Artikel 1 (Änderung des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfa-
len) 
 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 
 
Anpassung der Inhaltsübersicht zur Einfügung eines neuen § 18a und eines neuen § 38a. 
 
Zu Nummer 2 (§ 12 ) 
 
Anpassung an die geänderte Paragraphennummerierung im Bürgerlichen Gesetzbuch auf-
grund des Schuldrechts-Modernisierungsgesetzes. 
 
Zu Nummer 3 (§ 18a) 
 
In Anlehnung an die bundesrechtliche Regelung der Sondernutzung öffentlichen Straßen-
raums in § 5 Carsharinggesetz wird auch für Straßen nach Landesrecht eine Regelung ge-
schaffen, nach der die Gemeinde für die Nutzung durch stationsgebundenes Carsharing ge-
eignete Flächen auswählen und diese in einem transparenten und diskriminierungsfreien Ver-
fahren einem oder mehreren Carsharing-Anbietern durch Erteilung einer Sondernutzungser-
laubnis zur Verfügung stellen kann. 
 
Die Definitionen des Carsharing-Fahrzeugs, des Carsharing-Anbieters und des stationsbasier-
ten Carsharing werden durch Verweis auf § 2 Nummern 1, 2 und 4 dem Carsharinggesetz des 
Bundes entnommen. Neben Unternehmen können auch Vereine, soweit sie im Nebenbetrieb 
ohne Gewinnerzielung Carsharing betreiben, oder etwa Genossenschaften, soweit diese mit 
dem jeweiligen Carsharingangebot erwerbswirtschaftlich tätig sind, Carsharing-Anbieter sein. 
Das Verfahren ist zweistufig aufgebaut und besteht aus der Bestimmung geeigneter Flächen 
öffentlicher Straßen und dem nachfolgenden Verfahren der Erteilung der Sondernutzungser-
laubnis. Die Zuständigkeit für beide Verfahrensstufen liegt für die Gemeindestraßen naturge-
mäß bei der Gemeinde. Die Gemeinde soll auch entsprechend der Regelung des § 18 Absatz 
1 Satz 3 für die Erteilung der Sondernutzungserlaubnis für Flächen in Ortsdurchfahrten von 
Landes- und Kreisstraßen zuständig sein. Soweit sie nicht selbst der Träger der Straßenbau-
last ist, bedarf aber die Flächenauswahl der Zustimmung der zuständigen Straßenbaube-
hörde. Bei der Flächenauswahl sind Konflikte mit der Funktion der Straße, den Belangen des 
öffentlichen Personennahverkehrs und den Anforderungen an die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs zu vermeiden (Verweis auf § 5 Absatz 1 Satz 3 Carsharinggesetz). Die Flächen 
von Radschnellverbindungen des Landes sowie der freien Strecken von Landes- und Kreis-
straßen außerhalb der Ortsdurchfahrten kommen für stationsgebundenes Carsharing nicht in 
Betracht. 
 
Die Gemeinde kann für die vorab bestimmten Flächen (gemeinsam oder auch für jede einzelne 
Fläche) eine Sondernutzungserlaubnis erteilen. Im Falle der beabsichtigten Zulassung meh-
rerer Carsharing-Anbieter auf derselben Fläche, ist diese Absicht und die mögliche Verteilung 
der Fläche von den Gemeinden schon in die öffentliche Bekanntmachung aufzunehmen. Mit 
§ 18a Absatz 2 wird die Befugnis zur Beleihung eines kommunalen Unternehmens mit dem 
Auswahlverfahren und der Erteilung der Sondernutzungserlaubnis erteilt. Dafür kann es in ein-
zelnen Gemeinden ein praktisches Bedürfnis geben, um verschiedene Mobilitätsleistungen 
aus einer Hand anbieten zu können. 
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Bei dem vorgesehenen Verfahren handelt es sich um eine Modifikation der bestehenden Vor-
gaben aus § 18. Vor dem Hintergrund, dass das Angebot von stationsbasiertem Carsharing 
eine Dienstleistung im Sinne der EU-Dienstleistungsrichtlinie 2006/123/EG ist, sind in § 18a 
Absatz 4 Anforderungen an das Auswahlverfahren festgelegt, die den Anforderungen der 
Richtlinie Rechnung tragen. Zusätzlich wird durch Verweis in § 18a Absatz 2 Satz 2 auf § 5 
Absatz 6 Satz 5 Carsharinggesetz auch die Abwicklung über eine einheitliche Stelle nach § 
71a des Verwaltungsverfahrensgesetzes ermöglicht. Eine Abweichung von den Vorgaben für 
das Auswahlverfahren durch Satzung ist nicht möglich. Jedoch soll für Gemeinden mit nicht 
mehr als 80.000 Einwohnern eine Abweichung von den Vorgaben im Einzelfall möglich sein, 
wenn dies aufgrund besonderer örtlicher Umstände gerechtfertigt ist und die Gründe akten-
kundig gemacht werden. Ein Grund kann beispielsweise darin liegen, dass in einer kleineren 
Gemeinde ohnehin nur ein örtlicher Anbieter interessiert ist oder in Betracht kommt. 
 
Nach der Rechtsprechung (beispielsweise OVG NRW, Urteil vom 20.04.2007 – 11 A 
2361/05 –, juris) dürfen bei der Entscheidung über eine straßenrechtliche Sondernutzungser-
laubnis nur Kriterien herangezogen werden, die einen sachlichen Bezug zur Straße aufweisen. 
Dem Landesgesetzgeber steht es jedoch offen, den Kreis der zulässigen Ermessenskriterien 
in eigener Kompetenz zu öffnen und zu erweitern. Zur Förderung auch umweltbezogener 
Ziele, etwa der Luftreinhaltung in den Städten, sollen gemäß § 18a Absatz 3 daher auch um-
weltbezogene oder solche Kriterien für die Auswahl eines geeigneten Carsharing-Anbieters 
festgelegt werden können, die an den Ausstoß straßenverkehrsbedingter Luftschadstoffe oder 
an elektrische Antriebsarten anknüpfen. Die Kriterien können allgemein durch Satzung oder 
auch nur für das konkrete Auswahlverfahren festgelegt werden. Sie sind in jedem Fall gemäß 
§ 18a Absatz 4 mit der Bekanntmachung über das vorgesehene Auswahlverfahren zu veröf-
fentlichen. 
 
Die Sondernutzungserlaubnis ist zwingend zu befristen. In Anlehnung an § 5 Absatz 2 Satz 1 
Carsharinggesetz wird eine Befristung auf maximal acht Jahre vorgeschrieben, wobei die Ge-
meinde auch einen kürzeren Zeitraum vorsehen kann. Die Maßgabe bei der Verweisung auf 
die allgemeinen Vorgaben des § 18 schließt eine Sondernutzungserlaubnis mit Widerrufsvor-
behalt aus. Durch die befristete Sondernutzungserlaubnis wird ein wirksamer Wettbewerb si-
chergestellt. Allerdings wird ein Widerruf aus anderen Gründen als aufgrund eines Widerrufs-
vorbehalts gemäß § 49 Verwaltungsverfahrensgesetz nicht gesperrt. Sollte der Erlaubnisneh-
mer nachträglich die Voraussetzung der Zuverlässigkeit oder die Eignungskriterien nicht mehr 
erfüllen, kann auch eine unerlaubte Sondernutzung im Sinne des § 22 vorliegen. 
Auf eine § 5 Absatz 8 Carsharinggesetz entsprechende ausdrückliche Regelung, dass die 
Sondernutzungserlaubnis für stationsbasiertes Carsharing auch die Befugnis zur baulichen 
Absperrung der Fläche gegen Nichtbevorrechtigte enthalten darf, wird verzichtet, da eine sol-
che Befugnis ebenso wie andere Vorkehrungen wie beispielsweise das Vorhalten vor Ladein-
frastruktur für Elektrofahrzeuge auch ohne ausdrückliche Regelung Gegenstand der Son-
dernutzungserlaubnis sein kann. Der Verweis auf § 18 Absatz 4 stellt sicher, dass bei der 
Errichtung von Anlagen im Rahmen der Sondernutzung bestehende gesetzliche Vorschriften 
und die allgemeinen Regeln der Technik einzuhalten sind. Verstöße können gemäß § 59 Ab-
satz 1 Nummer 3 als Ordnungswidrigkeit geahndet werden. 
 
Zu Nummer 4 (§ 35a) 
 
Anpassung der Verweisung an das aktuelle Wasserhaushaltsgesetz. 
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Zu Nummer 5 (§ 37) 
 
Die im bisherigen § 37 Absatz 2 enthaltene Regelung, dass für den Bau von Ortsumgehungen 
keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt wird, erscheint nicht stringent, weil zu einem 
Linienabstimmungsverfahren grundsätzlich auch eine dem Stand der Planung entsprechende 
Umweltverträglichkeitsprüfung oder Vorprüfung des Einzelfalls gehört. In § 37 Absatz 2 und 
Absatz 3 wird deshalb nunmehr für den Bau von Ortsumgehungen von Landes- und Kreisstra-
ßen auf eine förmliche Linienabstimmung und Linienbestimmung verzichtet und die Regelung 
damit dem für Bundesstraßen geltenden § 16 Absatz 1 Bundesfernstraßengesetz angepasst. 
Bei der Bestimmung der Linienführung werden die Anfangs- und Endpunkte sowie der grund-
sätzliche Verlauf der Trasse festgelegt, die beim Ersatz einer Ortsdurchfahrt einer Landes- 
oder Kreisstraße durch eine Ortsumgehung ohnehin feststehen. Da nur kleinräumig im Bereich 
eines Ortes die Linienführung verändert wird, ist die mit dem Linienabstimmungsverfahren ver-
bundene raumordnerische Sicherung der Trasse in diesem Fall nicht erforderlich.  
Auch für Radschnellverbindungen des Landes hat sich im Zuge der bisherigen Planungen 
herausgestellt, dass ihnen wegen der im Vergleich zu überörtlichen Straßen mit Kfz-Verkehr 
geringen Belastung keine raumordnerische Bedeutung kommt. 
Der Verzicht auf ein förmliches Linienabstimmungsverfahren und – soweit bisher vorgesehen 
– auf die Linienbestimmung durch das für Straßenwesen zuständigen Ministeriums kann au-
ßerdem zu einer Planungsvereinfachung und -beschleunigung beitragen. 
 
In Absatz 5 wird die Verweisung an das aktuelle Landesplanungsgesetz angepasst. 
 
Zu Nummer 6 (§ 38) 
 
Verweise werden an das aktuell geltende Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) angepasst. 
 
Zu Nummer 7 (§ 38a) 
 
Nach § 80 Absatz 2 Nummer 3 der Verwaltungsgerichtsordnung entfällt die aufschiebende 
Wirkung einer Klage in durch Landesgesetz festgelegten Fällen. 
In Anlehnung an § 17e Absatz 2 Bundesfernstraßengesetz wird festgelegt, dass die Anfech-
tungsklage gegen einen Planfeststellungsbeschluss oder ein Plangenehmigung für ein Lan-
desstraßenvorhaben nach § 38 des Straßen- und Wegegesetzes dann keine aufschiebende 
Wirkung hat, wenn das Vorhaben im Landesstraßenbedarfsplan (Anlage zu § 1 Landesstra-
ßenausbaugesetz) aufgeführt ist. Das kann der Verfahrensbeschleunigung auch bei Landes-
straßenvorhaben dienen. 
 
Zu Nummer 8 (§ 50 Absatz1) 
 
Redaktionelle Berichtigung des Verweises. 
 
Zu Nummer 9 (§ 59 Absatz 1 Nummer 3) 
 
Folgeänderung zu Nummer 3 (§ 18a neu). Die Ordnungswidrigkeit wird auch auf Verstöße 
gegen § 18a Absatz 2 Satz 3 in Verbindung mit § 18 Absatz 4 erstreckt. 
 
Zu Artikel 2 
 
Regelung des Inkrafttretens des Gesetzes. 
 


